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  notwendige berAtungs- und 
hilfsAngebote 

Mehr als jede Zehnte bzw. jeder Zehnte in Deutschland hat in Kindheit oder Jugend sexuellen 
Missbrauch erlebt. Dieses Ergebnis einer repräsentativen Befragung unter 14- bis 90-Jährigen 
(häuser et. Al. 2011) zeigt: Sexuelle Gewalt gegenüber Mädchen und Jungen sowie jungen Frauen 
und Männern ist ein gravierendes Problem in unserer Gesellschaft – oftmals verbunden mit 
gravierenden Folgen für die betroffenen Kinder und Jugendlichen. Die Folgen sind in starkem 
Maße abhängig von dem Schutz, einer unbürokratischen Akutversorgung, der Beratung, den 
therapeutischen Hilfen, der alltagspraktischen Entlastung und der juristischen Bearbeitung, die 
Opfer sexueller Gewalt und ihre Angehörigen erfahren. Bleiben betroffene Kinder und Jugend­
liche der sexuellen Gewalt schutzlos ausgeliefert und werden ihnen zeitnah keine angemessenen 
Hilfen angeboten, so erhöht sich das Risiko von Folgeproblematiken: Posttraumatische Belas­
tungsstörungen, Bindungs- und Angststörungen, Schulversagen, Suchtverhalten, agressives 
Verhalten etc. können Folgen sexueller Gewalterfahrungen im Kindes- und Jugendalter sein. 
Auch im weiteren Leben der Betroffenen wird es immer wieder einen Beratungsbedarf geben. 

Beratungs- und Hilfsangebote bei sexueller Gewalt müssen für Mädchen und Jungen, junge Frauen 
und Männer und auch deren Freundinnen und Freunde leicht zugänglich und auf ihre Bedürf­
nisse abgestimmt sein. Betroffene müssen das Recht haben, sich unabhängig von der Zustim­
mung ihrer Sorgeberechtigten beraten zu lassen. Sie brauchen wohnortnahe, kostenlose und 
mit öffentlichen Verkehrsmitteln erreichbare Angebote. Wartezeiten sind ihnen nicht zumutbar. 
Ein besonderes Augenmerk muss Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen und Beein­
trächtigungen gelten. Repräsentative Studien zeigen, dass Mädchen und Frauen mit Behinde­
rungen und Beeinträchtigungen zwei- bis dreimal häufiger von sexueller Gewalt betroffen sind 
als der Bevölkerungsdurchschnitt (bmfsfJ 2012). Auch Mädchen und Jungen mit Migrations­
hintergrund und ihre Familien brauchen auf ihren jeweiligen kulturellen Kontext zugeschnittene 
Angebote, die ihnen den Zugang zur Hilfe erleichtern. Insgesamt muss das Hilfsangebot inklusiv 
ausgestaltet werden. 

In Deutschland gibt es neben allgemeinen Beratungsstellen spezialisierte Fachberatungs­
stellen für die Unterstützung von Opfern sexueller Gewalt. Doch nicht überall sind solche 
Angebote vorhanden oder die vorhandenen sind nicht ausreichend ausgestattet, finanziell 
nur unzureichend abgesichert und nicht für alle Betroffenen gleichermaßen zugänglich 
(kAvemAnn/rothkegel 2012). Auch heute noch bleiben nicht selten betroffene Kinder und Jugend­
liche ohne Schutz und Unterstützung. 

Um den Zugang zum Beratungs- und Hilfenetz zu verbessern sowie vorhandene Strukturen abzu­
sichern und bedarfsgerecht auszubauen, hat der Unabhängige Beauftragte für Fragen des 
sexuellen Kindesmissbrauchs gemeinsam mit seinem Fachbeirat diesen Forderungskatalog 
erarbeitet, der im Rahmen des Hearings „Kinder und Jugendliche – Beratung fördern, Rechte 
stärken“ am 20. November 2012 weiterentwickelt wurde: 
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1. kinder und Jugendliche brAuchen einen eigenständigen 
rechtsAnspruch Auf berAtung. 

Von sexuellem Missbrauch, Vernachlässigung, Misshandlung oder häuslicher Gewalt betroffe­
ne Kinder und Jugendliche benötigen Hilfe bei der Bewältigung der Gewalterfahrungen. Ihnen 
müssen Beratungsangebote gemacht werden, die der jeweils besonderen Dynamik – insbeson­
dere bei sexuellem Missbrauch in Familien und Institutionen – Rechnung tragen. Sie brauchen 
einen eigenständigen Rechtsanspruch auf niedrigschwellige Beratungs- und Unterstützungs­
angebote durch besonders qualifizierte Fachkräfte. In den Beratungsprozess sollten Familien­
angehörige oder sonstige Personen aus dem sozialen Umfeld einbezogen werden, sofern der 
Beratungszweck hierdurch nicht vereitelt wird. Kinder und Jugendliche müssen zudem von 
diesem Rechtsanspruch Kenntnis erlangen – z. B. in Kindertagesstätten und Schulen. 

Folgende Neuregelung des § 8 SGB VIII wird vorgeschlagen: 
§ 8 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen
 

(...)
 

(3) Kinder und Jugendliche haben anspruch auf kindgerechte und leicht zugängliche Beratung. Die Beratung 
ist ohne Kenntnis des Personensorgeberechtigten durchzuführen, solange durch die Mitteilung an den 
Personensorgeberechtigten der Beratungszweck vereitelt würde. § 36 des ersten Buches bleibt unberührt. 

(4) Kinder und Jugendliche, die sexuelle oder sonstige körperliche oder psychische Misshandlung oder 
Vernachlässigung erfahren haben, haben anspruch auf unterstützung durch Beratungsstellen, in denen 
Fachkräfte mit spezieller Kompetenz für diesen Bereich arbeiten. zu der unterstützung sollte auch die 
einbindung von Personen aus den Familien der jungen Menschen oder ihrem sonstigen sozialen umfeld 
gehören. § 8 absatz 3 Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. 

(5) Kinder und Jugendliche haben anspruch auf aufklärung und information über ihre rechte nach diesem 
Gesetzbuch und nach weiteren rechten, insbesondere aus dem ersten Buch. 

Laut § 27 SGB VIII besteht bislang nur für Eltern und andere Sorgeberechtigte ein Rechts­
anspruch auf Hilfe zur Erziehung, nicht jedoch für Kinder und Jugendliche. Der § 27 SGB VIII 
sollte deshalb wie folgt ergänzt werden: 

„Kinder und Jugendliche haben anspruch auf hilfe zur entwicklung und teilhabe. erziehungsberechtigte 
haben anspruch auf hilfe bei der Förderung der entwicklung und teilhabe des Kindes oder Jugendlichen.“ 

2.
 berAtungsAngebote und therApeutische hilfen müssen leicht 

zugänglich, umfAssend und Auf die bedürfnisse der betroffenen 
und ihrer Angehörigen Abgestimmt sein. 

Von sexueller Gewalt betroffene Mädchen und Jungen brauchen schnelle und unbürokrati­
sche Akutversorgung, Beratung und bei Bedarf wirksame therapeutische Unterstützung. 
Diese Angebote müssen den alters- und geschlechtsspezifischen Bedürfnissen von Kindern 
und Jugendlichen mit und ohne Behinderungen oder Beeinträchtigungen, mit unterschied­
lichen religiösen und kulturellen Hintergründen sowie sexuellen Identitäten gerecht werden. 

Der Zugang zu Hilfsangeboten muss niedrigschwellig, inklusiv und barrierefrei sein. 
Mädchen und Jungen und deren Angehörige können Hilfsangebote oftmals nur annehmen, 
wenn diese aufsuchende und mobile Ansätze der Arbeit entwickeln bzw. mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln erreichbar sind. Auch jugendgerechte und barrierefreie Onlineportale, die 
bei der Eingabe jugendtypischer Begriffe in gängigen Suchmaschinen oder sozialen 
Netzwerken umgehend aufgerufen werden, können den Zugang zu Hilfsangeboten erleich­
tern. Für zu entwickelnde und bestehende Onlineportale müssen Qualitätsstandards 
verbindlich festgeschrieben werden. 

Wird ein sexueller Missbrauch aufgedeckt, ist die Belastung der unterstützenden, nicht miss­
brauchenden Angehörigen – insbesondere der Mütter, Väter und Geschwister – sehr hoch. 
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Alltagspraktische Soforthilfe für Angehörige muss ein wichtiger Bestandteil des Hilfe­
netzes sein, damit sie akute psychische Belastungen und die mit der Aufdeckung häufig 
verbundenen Probleme meistern können (z. B. Sicherung des räumlichen Schutzes des 
Opfers, Behördengänge, Vernehmung bei der Polizei). Viele Angehörige brauchen außer­
dem längerfristig bei der Verarbeitung ihrer Vorstellungen über das Missbrauchsgeschehen, 
den Belastungen als Zeugin/Zeuge des Leids des betroffenen Kindes und des Vertrauens­
bruchs durch den Täter/die Täterin Unterstützung. Mütter und Väter benötigen Beratung, 
um ihre Töchter und Söhne bei der Verarbeitung der Missbrauchserfahrungen unterstützen 
zu können (bAnge 2011). 

3.
 fAchberAtung gegen sexuellen missbrAuch muss flächendeckend AusgebAut 

sowie finAnziell und personell Abgesichert werden. 

Beratung, Vermittlung, Therapie – Fachberatungsstellen gegen sexuellen Missbrauch unter­
stützen betroffene Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene und deren Angehörige als 
Erstanlaufstelle sowie durch langfristige Beratung und therapeutische Begleitung. Sie beraten 
Fachkräfte z. B. im Falle der Vermutung eines sexuellen Missbrauchs oder sexueller Über­
griffe und Einrichtungen wie Schulen, Sportvereine oder Kindertagesstätten bei der Entwick­
lung von Schutzkonzepten. Ebenso können sich Einrichtungen an die Fachberatungsstellen 
wenden, wenn es darum geht, ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fortbilden zu lassen. 

Damit diese Aufgaben flächendeckend erfüllt werden können, sind der Ausbau und die 
finanzielle und personelle Absicherung des Fachberatungsstellennetzes bzw. in ländlichen 
Regionen der Ausbau und die Absicherung von Fachberatungskompetenz notwendig. 
Dabei ist auch der besondere Bedarf von Mädchen und Jungen mit Behinderungen und 
Beeinträchtigungen im Sinne eines inklusiven Ansatzes zu berücksichtigen. Die Arbeit 
der bestehenden Fachberatungsstellen muss durch eine Regelfinanzierung abgesichert 
werden. Es ist deshalb ins SGB VIII eine gesetzliche Regelung aufzunehmen, wonach für 
eine bestimmte Anzahl von Mädchen und Jungen eine Fachkraft finanziert werden muss. 
Diese Regelung sollte analog zur Schwangerschafts(konflikt)beratung (§ 4 Abs. 1 schkg) 

oder zur Adoptionsvermittlung (§ 3 Abs. 1 Advermig) ausgestaltet werden. 

4.
 versorgungslücken bei therApieplätzen
 
müssen geschlossen werden. 

Bundesweit werden Hilfsangebote und Opferambulanzen benötigt, die ebenso wie Fachbe­
ratungsstellen Kindern und Jugendlichen sowie ihren Angehörigen als erste Anlaufstelle 
dienen können. Nach dieser „ersten Hilfe“ dürfen nicht mehr als drei Monate vergehen, bis 
bei Bedarf ein geeigneter Therapieplatz zur Verfügung steht. Selbst in Regionen mit ausrei­
chender Zahl niedergelassender ärztlicher oder psychologischer Psychotherapeutinnen und 
-therapeuten mangelt es an Therapieplätzen für betroffene Kinder und Jugendliche. Um diese 
Lücken zu schließen und Betroffenen einen zeitnahen und adäquaten Zugang zu Therapie zu 
ermöglichen, müssen gebunden an diesen spezifischen Sonderbedarf deutlich mehr Psycho­
therapeutinnen und Psychotherapeuten zugelassen werden, die für therapeutische Angebote 
für von sexuellem Missbrauch betroffene Kinder und Jugendliche besonders qualifiziert sind. 

5. fAchkräfte, die mit kindern und Jugendlichen Arbeiten, 
brAuchen eine QuAlifizierung. 

Fachkräfte aus Institutionen und Arbeitsfeldern, die Angebote für Mädchen und Jungen, 
junge Frauen und Männer machen – z. B. Kitas, Schulen, Heime, Internate, Kirchenge­
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meinden, Kinderkliniken, ärztliche und psychotherapeutische Praxen, Einrichtungen der 
Behindertenhilfe, Jugendgruppen, Sportvereine und -studios, kommerzielle Jugendreisen, 
Nachhilfeinstitute – müssen in Aus- bzw. Fort- und Weiterbildung Wissen und Handlungs­
kompetenz erwerben, um Hinweise auf sexuellen Missbrauch und sexuelle Grenzverlet­
zungen durch Jugendliche und Kinder wahrnehmen und im Falle einer Vermutung/eines 
Verdachts qualifiziert handeln zu können. Geschlechtersensible Konzepte der Prävention 
und Intervention bei sexuellem Missbrauch sowie sexuellen Grenzverletzungen müssen 
als verpflichtender curricularer Bestandteil der Ausbildungsgänge pädagogischer, therapeu­
tischer und pflegender Berufe sowie der persönlichen Assistentinnen und Assistenten in 
der Behindertenhilfe verankert werden. Arbeitgeber sind aufgefordert, die Qualifizierung 
und den nachhaltigen Wissenserwerb bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern darüber hinaus 
durch geeignete Fort- und Weiterbildungen zu sichern. Ebenso wichtig ist die Information 
und Sensibilisierung der nichtpädagogischen und/oder ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter. 

Wichtiger Bestandteil von Schutzkonzepten in Einrichtungen sind neben der Qualifikation 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die verpflichtende Vorlage von erweiterten Führungs­
zeugnissen sowie Verhaltenskodizes, die den Umgang von Erwachsenen mit Kindern und 
Jugendlichen regeln und für einzelne Berufsgruppen bestehende standesrechtliche 
Regelungen sinnvoll ergänzen. Auch bei der Entwicklung von Schutzkonzepten für Einrich­
tungen soll die Kompetenz der Fachberatungsstellen in Anspruch genommen werden. 

Pflegeeltern sowie Fachkräfte in Heimen, Internaten und anderen Einrichtungen, in denen 
Kinder und Jugendliche sehr viel Zeit verbringen und eng betreut werden, sind in vielen 
Fällen nicht nur Vertrauensperson, sondern Elternersatz. Sie brauchen Wissen und Hand­
lungskompetenz für die Arbeit mit traumatisierten Kindern. Dies gilt insbesondere für 
Fachkräfte in der Heimerziehung (schmid et Al. 2012). 

6.
 empirische erkenntnisse zur „insoweit erfAhrenen fAchkrAft“
 
müssen gewonnen werden. 

Der Gesetzgeber sieht in § 8a, b SGB VIII „insoweit erfahrene Fachkräfte“ vor, die bei 
der Einschätzung einer Kindeswohlgefährdung beratend tätig sind. Derzeit ist nicht klar, 
wie viele derartige Fachkräfte in Deutschland arbeiten. Insbesondere ist unklar, ob die 
bestehenden Fachkräfte spezifische Kompetenz im Feld des sexuellen Missbrauchs haben. 
Sehr viele „insofern erfahrene Fachkräfte“ haben sich schwerpunktmäßig mit Fragen der 
Abklärung von Vernachlässigung und Misshandlung auseinandergesetzt. Eine entsprechende 
und bereits vom Bundesfamilienministerium geplante Evaluation ist dringend erforderlich 
und längst überfällig, um eine Einschätzung zu gewinnen, in welchem Umfang in der Praxis 
in Fällen von § 8a, b SGB VIII derzeit eine qualifizierte Beratung (u. a. durch insoweit erfahrene 
Fachkräfte) erfolgen kann und wie stark der Qualifizierungsbedarf allgemein und in Bezug 
auf den Kontext „Sexueller Missbrauch“ ist. 

7.
 sexuelle grenzverletzungen durch Jugendliche und kinder erfordern 

unterstützung sowohl für betroffene, eltern und fAchkräfte Als Auch für 
sexuell übergriffige Jugendliche und kinder. 

Sexuelle Gewalt gegen Mädchen und Jungen wird in etwa einem Drittel der Fälle von 
Jugendlichen und Heranwachsenden verübt (pks 2010). Auch zeigen Kinder der Altersgruppen 
unter 14 Jahren bereits in einem nicht unerheblichen Maße sexuell grenzverletzende 
Verhaltensweisen. Die sexuell übergriffigen Handlungen richten sich meist gegen persönlich 
bekannte Mädchen und Jungen – in der Familie, der Nachbarschaft, der Kita, der Schule, 
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der Gemeinde, auf Ferienfreizeiten oder im Sportverein. Nicht selten wird die Gewalt durch 
Jugendliche und ältere Kinder von mehreren gemeinsam und/oder unter Nutzung der 
modernen Medien verübt. Sexuelle Grenzverletzungen durch Gleichaltrige erleben betroffene 
Mädchen und Jungen sowie kindliche Zeuginnen und Zeugen zunächst vergleichbar belas­
tend wie sexuellen Missbrauch durch Erwachsene und ältere Jugendliche (mosser 2012). 
Sexuell grenzverletzendes Verhalten innerhalb von Kinder- und Jugendgruppen kann die 
Vernachlässigung grenzachtender Gruppennormen und/oder biografische Belastungen 
einzelner Jungen und Mädchen als Ursache haben und Hinweis auf eine Kindeswohlge­
fährdung sein (Allrogen et Al. 2011). 

Kinder und Jugendliche, die von sexuell grenzverletzendem Verhalten durch Gleichaltrige 
betroffen sind, ihre Freundinnen und Freunde sowie ihre Eltern brauchen Schutz, Beratung 
und ggf. therapeutische Unterstützung. Sexuell übergriffige Kinder und Jugendliche – auch 
diejenigen mit einer Beeinträchtigung oder Behinderung – brauchen spezialisierte, alters-
entsprechende Beratungs- und Behandlungsangebote, um ihr übergriffiges Verhalten zu 
stoppen und die Ursachen zu bearbeiten. Pädagogische Fachkräfte und Institutionen, in 
denen sexualisierte Gewalt durch Jugendliche und Kinder bekannt wurde, benötigen eine 
externe, für diese Arbeit spezialisierte Fachberatung. Eine nachhaltige Aufarbeitung sexu­
alisierter Übergriffe in Kinder- und Jugendgruppen ist notwendig, da ansonsten ein hohes 
Risiko besteht, dass es zu weiteren Übergriffen innerhalb der Gruppe kommt – auch dann, 
wenn der übergriffige Junge oder das übergriffige Mädchen die Gruppe verlassen hat 
(enders 2012). 

8.
 gerichtsverfAhren müssen opfer- und kinderschonend
 
gestAltet werden. 

Strafverfahren, Familienrechtsprozesse sowie dienstrechtliche Verfahren, die den Verdacht 
auf sexuellen Kindesmissbrauch zum Gegenstand haben, müssen besonders betroffenen-
gerecht und wenn erforderlich behindertengerecht gestaltet werden. Hierzu gehört auch 
eine Verfahrensdauer, die dem kindlichen Zeitempfinden gerecht wird. Alle Verfahrens-
beteiligten brauchen entsprechende Kenntnisse und Kompetenzen. 

Im Familienrecht muss das Kindeswohl im Vordergrund stehen. Alle zu treffenden Emp­
fehlungen oder Entscheidungen sind daran auszurichten. Bei Fragen zum Sorge- oder 
Umgangsrecht müssen der Verdacht auf sexuellen Missbrauch und die dadurch für das 
Kind oder den Jugendlichen entstehenden Risiken mit anderen Kriterien (wie den Bindungen 
des Kindes/Jugendlichen oder der Erziehungskompetenz der Eltern) sorgfältig abgewogen 
werden. Für den Schutz der Betroffenen müssen die Möglichkeiten des Gewaltschutzgeset­
zes auch auf Kinder und Jugendliche erstreckt werden. Vor Umgangskontakten mit einem 
Beschuldigten in der Phase der Verdachtsabklärung muss eine sorgfältige Risikoprüfung 
stattfinden, um die Gefahr einer Manipulation oder Retraumatisierung des betroffenen 
Kindes oder Jugendlichen und seiner Geschwister durch den Kontakt auszuschließen. 
Diese Risiken können auch bei begleitetem Umgang bestehen. 

Im Strafverfahren angewendete Verfahren und Prüfmaßstäbe der Glaubhaftigkeitsbegut­
achtung (Unwahrhypothese als Ausgangshypothese, „im Zweifel für den Angeklagten“) 
sind für familiengerichtliche Zusammenhänge in der Regel nicht geeignet. Sie bringen für 
betroffene Mädchen und Jungen große Belastungen mit sich. Um der Gefahr einer Unver­
wertbarkeit von Aussagen durch Mehrfachvernehmungen vorzubeugen, müssen die 
Verantwortlichen die jeweiligen Ziele der Befragungen in unterschiedlichen Kontexten 
sorgfältig abwägen. 
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Bei Strafverfahren zu sexueller Gewalt durch Jugendliche muss der Rechtsanpruch auf 
Nebenklage erweitert werden. Möglichkeiten der psychosozialen Prozessbegleitung im 
Strafprozess müssen als Rechtsanspruch verankert werden. 

Fortschritte zur Stärkung des Opferschutzes in Ermittlungs- und Strafverfahren verspricht 
das Gesetz zur Stärkung der Rechte von Opfern sexuellen Missbrauchs (stormg). Dazu 
zählen unter anderem die Vermeidung von Mehrfachvernehmungen und der Anspruch auf 
Bestellung einer Opferanwältin bzw. eines Opferanwaltes für mittlerweile volljährige 
Betroffene. Das Gesetz muss endlich verabschiedet werden. 

9.
 gutAchterinnen, gutAchter und verfAhrensbeistände müssen
 
Ausreichend QuAlifiziert sein. 

Liegt ein Verdacht auf sexuellen Kindesmissbrauch vor, müssen Richterinnen und Richter 
in Familienrechts- und Strafverfahren über entsprechende Qualifikationen verfügen und 
darauf achten, nur entsprechend qualifizierte Gutachterinnen und Gutachter sowie Ver­
fahrensbeistände zu bestellen. Die Beteiligten sollten insbesondere professionell mit 
den Dynamiken bei sexuellem Missbrauch umgehen sowie Kenntnisse zur Bindungstheorie 
und zu Traumafolgen vorweisen können. Nur dann ist gewährleistet, dass sie im Interesse 
der betroffenen Kinder und Jugendlichen fachkundig zur Klärung des Sachverhalts bei­
tragen können. Für die besonderen Bedürfnisse von Migrantinnen und Migranten bedarf 
es ebenso spezifischer Qualifikationen wie für den besonders notwendigen Schutz bei 
Fällen ritueller Gewalt. 

Fachliche Standards für Begutachtungen sowie Verfahrensbeistandschaften müssen sicher­
stellen, dass kein weiterer Schaden entsteht – z. B. durch Interaktionsbeobachtungen 
zwischen Kind oder Jugendlichem und Beschuldigtem. 

die verAnstAltungsreihe „diAlog kindesmissbrAuch“ und dAs 2. heAring „kinder und Jugendliche – 
berAtung fördern, rechte stärken“ 

Mädchen und Jungen, junge Frauen und Männer brauchen qualifizierte Beratungsangebote, die auf lebensumstände 
junger Betroffener zugeschnitten sind. alter, Geschlecht, kultureller und sozialer hintergrund, geistige und körperliche 
Fähigkeiten sind nur einige der Faktoren, die dabei berücksichtigt werden sollten. auch das umfeld der Betroffenen – zum 
Beispiel eltern oder Freundinnen und Freunde – benötigen Beratungs- und hilfsangebote, die ihrer Belastungssituation 
gerecht werden. Versorgungs- und rechtslage in Deutschland weisen noch lücken auf. im rahmen des hearings „Kinder 
und Jugendliche – Beratung fördern, rechte stärken“ haben expertinnen und experten aus Praxis und Wissenschaft, 
Jugendliche, junge erwachsene sowie Betroffene Forderungen diskutiert, die in einem Katalog zusammengestellt 
wurden und an die politischen entscheidungsgremien und -personen weitergegeben werden. 

Die Veranstaltungsreihe „Dialog Kindesmissbrauch“ bietet in vier öffentlichen hearings Betroffenen, Politik und der 
Fachwelt eine Plattform, um Verbesserungen im Bereich Gesundheit, Beratung, aufarbeitung und Strafrecht vertiefend 
zu erörtern. Die Dialogreihe ist eine Veranstaltung des unabhängigen Beauftragten für Fragen des sexuellen Kindes­
missbrauchs und dem bei ihm angesiedelten Fachbeirat. Weitere informationen unter www.beauftragter-missbrauch.de. 

über den unAbhängigen beAuftrAgten 

Mit Kabinettbeschluss vom 7. Dezember 2011 wurde Johannes-Wilhelm rörig als nachfolger von Dr. christine Bergmann, 
Bundesministerin a. D., als unabhängiger Beauftragter für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs ernannt. Seine 
amtszeit geht bis ende 2013. eine seiner wesentlichen aufgaben ist es, die umsetzung der empfehlungen des von der 
Bundesregierung eingesetzten runden tisches „Sexueller Kindesmissbrauch“ zu beobachten und zu unterstützen, 
insbesondere im Bereich von Prävention und intervention. Somit sind auch die Verbesserung des zugangs zur Versor­
gungs- und Beratungslandschaft im Bereich des sexuellen Kindesmissbrauchs und hilfen für aktuell betroffene Mädchen 
und Jungen sowie erwachsene Betroffene Schwerpunkte seiner arbeit. 

Der unabhängige Beauftragte unterliegt keiner Fachaufsicht und ist nicht weisungsgebunden. organisatorisch sind 
der unabhängige Beauftragte und die ihm zugeordnete Geschäftsstelle beim Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend angesiedelt. 
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AnsprechpArtnerinnen 

Dr. Manuela Stötzel, leiterin der Geschäftsstelle des unabhängigen 
Beauftragten für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs 

urSula enDerS, Fachbeirat beim unabhängigen Beauftragten, leiterin 
der Fachberatungsstelle zartbitter e. V., Köln 

ProF. Dr. MechthilD WolFF, Vorsitzende des Fachbeirats beim 
unabhängigen Beauftragten, Fakultät Soziale arbeit, hochschule landshut 

literaturnachweise finden Sie in der rubrik „hearings“ unter: 
www.beauftragter-missbrauch.de 

impressum 

Geschäftsstelle des unabhängigen Beauftragten 
für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs 

Glinkastr. 24, 10117 Berlin 

www.beauftragter-missbrauch.de 
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